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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion der FDP (Mo. 07.3046) und eine Motion Pfisterer (fdp, AG) sowie eine
Standesinitiative aus dem Kanton Solothurn (St. Iv. 05.307) und eine aus dem Kanton
Aargau (St. Iv. 05.310) verlangten eine Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen
Personen. Während die FDP sich lediglich für eine Vereinfachung der Besteuerung der
natürlichen Personen einsetzte, schlug der Ständerat Pfisterer eine Flat-Rate-Tax oder
eine Reduktion auf wenige Tarifstufen vor, liess aber die Wahl des definitiven Modells
zur Vereinfachung offen. Auch der Kanton Solothurn schlug eine Flat-Rate-Tax vor,
während der Kanton Aargau in seiner Standesinitiative das zu wählende Modell zur
Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen Personen ebenfalls offenliess.
Abgesehen von der Motion Pfisterer lehnte das Parlament alle Vorstösse ab. Die beiden
Standesinitiativen waren zwar zunächst vom Nationalrat angenommen worden, der
Ständerat lehnte diese aber anschliessend wieder ab. 1

MOTION
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat befasste sich mit der Vereinfachung des Steuersystems und behandelte
dabei drei Standesinitiativen (ZH, St. Iv. 08.324; AR, St. Iv. 05.310; SO, St. Iv. 05.307)
sowie eine Motion der FDP-Fraktion. Die Kommissionssprecher wiesen darauf hin, dass
der Bundesrat mit der Überweisung der Motion Pfisterer (fdp, AG) bereits zum Handeln
gezwungen sei und dass nun die Federführung zu einer solch komplexen Reform beim
Bundesrat und nicht bei einer parlamentarischen Kommission liegen solle. Einzig die
Motion der FDP-Fraktion, die eine Revision des DBG und des StHG forderte, sei offen
genug formuliert, um den Handlungsspielraum des Bundesrates und der Kommission
nicht einzuschränken. Der Ständerat folgte der Argumentation seiner Kommission und
lehnte die Standesinitiativen allesamt ab, hingegen überwies er die Motion der FDP-
Fraktion. 2

MOTION
DATUM: 17.03.2010
NATHALIE GIGER

In der Frühjahrssession 2018 bereinigte der Ständerat mit den Standesinitiativen des
Kantons Aargau (St.Iv. 16.318), des Kantons Zürich (St.Iv. 06.302), des Kantons Bern (St.Iv.
07.305) und des Kantons Basel-Stadt (St.Iv. 08.318) sowie einer Motion FK-NR (Mo.
16.3006) einige Altlasten zum Thema Heiratsstrafe und Individualbesteuerung. Konkret
forderten die älteren drei Standesinitiativen sowie die Motion eine Ablösung der
Ehepaar- und Familienbesteuerung durch eine Individualbesteuerung bei den
Einkommenssteuern respektive den direkten Steuern und den kantonalen Einkommens-
und Vermögenssteuern. Die Standesinitiative des Kantons Aargau ergänzte die
entsprechenden Forderungen um Aspekte der Sozialversicherungen. Bereits im Februar
hatte die WAK-SR die Vorstösse vorberaten und mit 7 zu 5 (Standesinitiative Aargau), 10
zu 1 (übrige Standesinitiativen) und 8 zu 2 (Motion) beantragt, ihnen keine Folge zu
geben. Begründet wurden diese Entscheide damit, dass dem Bundesrat der
entsprechende Auftrag mit der Annahme der Motion Bischof (cvp, SO) bereits erteilt
worden sei, weshalb die Botschaft des Bundesrates abgewartet und nicht parallel an
einer eigenen Version gearbeitet werden solle. Um Druck auf den Bundesrat ausüben zu
können, beantragte eine Kommissionsminderheit die Annahme der aargauischen
Standesinitiative. 

In der Ständeratsdebatte verwies Kommissionspräsident Bischof (cvp, SO) auf die
Kommissionsempfehlung und erklärte überdies kurz die Vorgeschichte der drei älteren
Standesinitiativen. Entgegen der Empfehlung der Kommission hatte der Ständerat den
drei Initiativen 2009 knapp zugestimmt, der Nationalrat hatte sie jedoch noch im
selben Jahr abgelehnt. Anschliessend wurde ihre Beratung bis nach der Abstimmung
über die Initiative „für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe” sistiert. Eine
Behandlung dieser doch relativ lange zurückliegenden Vorstösse ist möglich, weil es vor
Juni 2013 keine Behandlungsfristen gab. Behandelt würden die Vorlagen aber in der
aktuellen Frühjahrssession, weil die Behandlungsfrist der im Jahr 2016 eingereichten
Standesinitiative des Kantons Aargau bald ende und sie nicht sistiert werden könne,
erklärte Bischof. Minderheitensprecher Graber (cvp, LU) kehrte zu den inhaltlichen
Aspekten zurück und betonte, dass die aargauische Standesinitiative weitergehe als die
angenommene Motion Bischof: Sie schliesse eben auch sozialversicherungsrechtliche
Forderungen ein. Zudem bemängelte er, dass der Bundesrat aufgrund der Priorisierung
der Steuervorlage 17 die Motion Bischof liegen lasse, wodurch sie womöglich in

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Vergessenheit geraten könne. Um dies zu verhindern, solle man die aargauische
Standesinitiative annehmen und so weiter Druck auf den Bundesrat ausüben.
Schliesslich entschied sich Ständerat aber gegen alle fünf Vorlagen: Mit 25 zu 17
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach er sich dagegen aus, der aargauischen
Standesinitiative (St. Iv. 16.318) Folge zu geben. Dasselbe Verdikt traf stillschweigend
auch die übrigen drei Standesinitiativen, während die Motion der FK-NR ohne
Gegenantrag abgelehnt wurde. 3

Obwohl der Bundesrat im März 2018 einen Vorschlag für eine «ausgewogene Paar- und
Familienbesteuerung», also für eine Abschaffung der Heiratsstrafe, vorgelegt hatte,
empfahl die WAK-NR der grossen Kammer im Februar 2019 mit 12 zu 12 Stimmen bei
Stichentscheid des Kommissionspräsidenten Jean-François Rime (svp, FR), der
Standesinitiative des Kantons Aargau mit ebendiesem Ziel Folge zu geben. Dadurch solle
der Druck auf den Bundesrat aufrechterhalten werden, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Aargau zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Olivier Feller (fdp, VD) bewarb seine
Minderheit, die sich gegen ein Folgegeben ausgesprochen hatte. Er verwies darauf, dass
auch die Minderheit einer Abschaffung der Heiratsstrafe positiv gegenüberstehe, dass
es aber Schwierigkeiten bei der Initiative gebe. So verstehe die Vorlage die Ehe und die
eingetragene Partnerschaft als Wirtschaftsgemeinschaft – die entsprechenden Paare
sollen folglich gemeinsam besteuert werden –, der Nationalrat habe aber bereits eine
Motion der FK-NR zur Individualbesteuerung angenommen. Eine Annahme dieser
Initiative würde folglich einen Widerspruch darstellen. Da das Bundesgericht in der
Zwischenzeit die Abstimmung zur Initiative gegen die Heiratsstrafe für ungültig erklärt
habe, werde dieses Thema in Kürze im Parlament ausgiebig behandelt. Es bedürfe somit
keiner zusätzlichen Vorlage. Diesem Votum folgte der Rat nicht und gab der
Standesinitiative mit 102 zu 74 Stimmen (bei einer Enthaltung) Folge. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Eine Standesinitiative des Kantons Aargau befasste sich mit der Frage des
Eigenmietwerts. Der Vorstoss, welcher im Oktober vom Aargauer Grossen Rat
überwiesen wurde, verlangt, dass die von den Kantonen festgesetzten Eigenmietwerte
auch für die direkte Bundessteuer gelten sollen, soweit sie mindestens den halben
Marktwert umfassen. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.1991
DIRK STROHMANN

Wohnungsbau und -eigentum

Als Erstrat hatte der Ständerat im März über die 1993 vom Hauseigentümerverband
eingereichte Volksinitiative «Wohneigentum für alle» zu entscheiden, die
Steuererleichterungen für den Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum und eine
massvolle Besteuerung der Eigenmietwerte verlangt. Der Bundesrat hatte die Initiative,
die Steuerausfälle in der Grössenordnung von CHF 1,5 bis 2 Mrd. für Bund und Kantone
zur Folge hätte und vor allem bisherige Hauseigentümer begünstigen würde, 1994 ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen. Bei einem Stimmenverhältnis von 29 zu 7
Stimmen war die Initiative auch im Ständerat chancenlos. Anders als seine
vorberatende Wirtschaftskommission (WAK), die auch einen Gegenvorschlag abgelehnt
hatte, folgte der Ständerat mit 25 zu 12 Stimmen aber einem Antrag Bisig (fdp, SZ) und
beauftragte die WAK mit der Evaluation eines möglichen Gegenvorschlags, der eine für
Bund und Kantone haushaltsneutrale Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums
verwirklicht.

Als möglichen Kern eines Gegenvorschlags propagierten die dem
Unterstützungskomitee der Hauseigentümer-Initiative angehörenden Ständeräte
Küchler (cvp, OW), Loretan (fdp, AG) und Reimann (svp, AG) die Forderung einer
Aargauer Standesinitiative (91.311), gemäss welcher der Bund bei der direkten

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.09.1996
EVA MÜLLER
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Bundessteuer die von den Kantonen festgesetzten Eigenmietwerte übernehmen
müsste, soweit sie mindestens den halben Marktwert umfassen. Heute berechnet der
Bund in jenen elf Kantonen, die die Wohneigentümer besonders schonen, erhöhte
Eigenmietwerte. Die Standesinitiative, die ebenfalls mit Steuereinbussen verbunden
wäre und die 1993 die knappe Unterstützung des Nationalrats fand, wurde ebenfalls an
die vorberatende Kommission zurückgewiesen.

Die WAK fand jedoch keine kostenneutrale Alternative zur Wohneigentums-Initiative
und sah deshalb von einen Gegenvorschlag ab. Mit leeren Händen wollte sie aber nicht
ins Plenum zurückkehren. Sie arbeitete eine Motion aus, die eine Änderung des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) fordert und den Kantonen mehr Spielraum bei
der Festsetzung des Eigenmietwertes übertragen will (96.3380). So sollen Kantone die
Eigenmietwerte massvoll ansetzen, für alle oder einen Teil der Steuerpflichtigen auf
eine Anpassung der Eigenmietwerte während einer gewissen Periode verzichten und
den Neuerwerb von Wohneigentum mit speziellen Anreizen fördern können. Mit einer
zweiten Motion verlangte die WAK, die 1973 vom Bundesgericht begründete sogenannte
«Dumont-Praxis» abzuschaffen (96.3379). Gemäss dieser sind
Unterhaltsaufwendungen für Liegenschaften in den ersten Jahren nach einem Hauskauf
als wertvermehrende und deshalb in der Regel nicht abzugsfähige Ausgaben zu
betrachten. Die Abschaffung dieser Praxis würde sich gemäss WAK eigentumsfördernd
auswirken. Eine weitere Möglichkeit, der Hauseigentümer-Initiative
entgegenzukommen, sah die WAK beim Modell des «Logis-Leasing». Die namentlich im
Kanton Genf gewährte steuerliche Erleichterung für Miete-Kauf von Wohneigentum
wird heute vom Bund nicht zugelassen. In der Herbstsession verzichtete der Ständerat
endgültig auf einen Gegenvorschlag zur Hauseigentümer-Initiative, überwies dafür
gegen den Willen des Bundesrates beide Motionen der WAK mit deutlichen Mehrheiten.
Der Aargauer Standesinitiative gab er keine Folge. 7

Im Ständerat scheiterte die Standesinitiative des Kantons Aargau für eine tiefere
Bewertung des selbstgenutzten Wohneigentums mit 18 zu 17 Stimmen ganz knapp. Die
WAK hatte in ihrem Bericht darauf hingewiesen, dass der Föderalismus in Sachen
Steuern auch Grenzen habe, vor allem dann, wenn ein Kanton in erster Linie potente
Steuerzahler anlocken wolle. Die Kommission empfahl mit sechs zu einer Stimme, der
Standesinitiative nicht Folge zu leisten. Bundesrat Villiger kritisierte die zahlreichen
Vorstösse zur Wohneigentumsförderung in beiden Räten. Er betonte, er habe sein
Versprechen gehalten und nach der Verwerfung der Volksinitiative «Wohneigentum für
alle» im März eine Expertenkommission zur Prüfung eines Systemwechsels in der
Wohneigentumsbesteuerung eingesetzt, in der auch die Anliegen der Kantone vertreten
seien. Das Instrument der parlamentarischen Initiative oder der Standesinitiative werde
ja eingesetzt, wenn der Bundesrat nicht handle. Das sei aber hier nicht der Fall. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession mit dem Geschäft. Entgegen ihrem
im Vorjahr ausgearbeiteten Modell hielt die Mehrheit der WAK den vom Bundesrat
vorgeschlagenen Systemwechsel nun nicht mehr für notwendig und beantragte lediglich
Korrekturen am geltenden System. Sie wollte den Eigenmietwert generell auf 60% des
Marktwerts festsetzen und ein Bausparmodell nach Baselbieter Muster einführen. Die
SP-Fraktion war zwar für einen Systemwechsel, nicht aber für massive
Steuererleichterungen für die Hauseigentümer; sie sprach sich zuerst für
Nichteintreten aus. Knapp durchsetzen konnte sich schliesslich, dank der
Unterstützung der SP und der GP, die CVP, welche den vom Bundesrat beantragten
Systemwechsel unterstützte. In der Detailberatung sprach sich der Nationalrat gegen
den Widerstand der Linken für höhere Abzüge aus als der Bundesrat vorgeschlagen
hatte. Unterhaltskosten sollten bereits ab CHF 4'000 (Bundesrat CHF 5'000) und
Schuldzinsen für Ersterwerbende im Betrag von CHF 15'000 für Verheiratete bzw. CHF
7'500 für Alleinstehende abgezogen werden können. Bundesrat Villiger plädierte
vergeblich dafür, angesichts des prekären Zustandes der Bundeskasse und im Hinblick
auf die Gleichbehandlung mit den Mietern mehr Vernunft und Mass walten zu lassen.
Trotzdem stimmte die grosse Kammer für die Einführung eines Bausparmodells nach
basellandschaftlichem Muster. Dieses erlaubt Steuerpflichtigen unter 45 Jahren,
während höchstens 10 Jahren bis zu CHF 12'000 (Verheiratete CHF 24'000) jährlich auf
ein Bausparkonto zu überweisen und von der Steuer abzuziehen. Nur bezüglich der
Übergangsfrist folgte der Rat dem Bundesrat. In der Gesamtabstimmung hiess er die
Vorlage mit 75:60 Stimmen bei 18 Enthaltungen gut; die SP und die Grünen hatten
geschlossen dagegen gestimmt. Im Anschluss daran schrieb der Nationalrat die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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parlamentarischen Initiativen Gysin(fdp, BL) von 1998 zum Bausparen (98.455),
Hegetschweiler (fdp, ZH) zur Besteuerung des Eigenmietwerts (99.409) und die der
CVP-Fraktion zur Wohneigentumsförderung (98.457) ab. Nachdem bereits die kleine
Kammer die Standesinitiative des Kantons Aargau für eine tiefere Bewertung des
selbstgenutzten Wohneigentums (99.300) abgelehnt hatte, schloss sich ihr der
Nationalrat an.

Durch die Anpassungen des Nationalrats steigen die Ausfälle gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag (CHF 90 Mio.) auf CHF 280 Mio. an. Dazu kommen noch rund
CHF 50 Mio. für das Bausparmodell. Bezüglich der Auswirkungen auf die Kantone
nannte der Bundesrat als Antwort auf die Interpellation von Nationalrat Zanetti (sp, SO)
(01.3519) zusätzliche Mindereinnahmen bei ihrem Anteil an der direkten Bundessteuer
von CHF 65 Mio. (der Vorschlag des Bundesrates sah einen Ausfall von CHF 35 Mio. vor).
Dazu kommen noch nicht bezifferbare, aber erhebliche Mindererträge bei den Staats-
und Gemeindesteuern. In ihren ersten Beschlüssen korrigierte die WAK des Ständerats
die Entscheide des Nationalrats wieder nach unten und sah geringere
Einnahmeausfälle vor. 9

Anfang Januar 2017 beriet die WAK-SR zwei Standesinitiativen der Kantone Aargau
(08.331) und Graubünden (09.304) zur Förderung der Energiesanierung in älteren
Bauten durch Schaffung weiterer fiskalischer Anreize. Einstimmig stellte sich die
Kommission dagegen, den Anliegen Folge zu geben. Solche Massnahmen seien während
den Beratungen zur Energiestrategie 2050 intensiv diskutiert und zum Teil beschlossen
worden. So könnten energetische Sanierungen in bis zu zwei nachfolgenden
Steuerjahren neu als Unterhaltskosten abgezogen werden. Zeitgleich stellte sich die
Kommission ebenfalls einstimmig gegen zwei Motionen – ein Anliegen der RL-Fraktion
und ein Anliegen ihrer Schwesterkommission – mit inhaltlich ähnlichen Forderungen.
Beide waren bereits vor den Beratungen zur Energiestrategie vom Nationalrat
angenommen worden. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Le Conseil national décide, sans discussion, de ne pas donner suite à l'initiative
cantonale relative à l'assainissement énergétique des vieux immeubles par des
incitations fiscales. Tout comme l'initiative cantonale grisone (09.304), elle est donc
liquidée. La chambre du peuple a suivi la proposition de la CER-CN qui, sans
opposition, recommandait de ne pas y donner suite. Cette décision confirme
également la position du Conseil des Etats, chambre prioritaire, qui a également rejeté
les motions (09.3142) et (09.3354). 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

1) AB NR, 2007, S. 1515; AB SR, 2007, S. 1125 ff.; AB NR, 2007, S. 2027 und AB SR, 2007, S. 852 ff. 
2) AB SR, 2010, S. 287 ff. 
3) AB SR, 2018, S. 9 ff.; Kommissionsbericht der WAK-SR vom 15.2.18
4) Medienmitteilung WAK-NR vom 27.2.19
5) AB NR, 2019, S. 777 ff.
6) AT, 16.10.91.
7) AB SR, 1996, S. 11 ff.; AB SR, 1996, S. 689 ff.; AB SR, 1996, S. 704 ff.; Presse vom 6.3., 17.8. und 24.9.96.; Presse vom 17.8.96.
Zum Logis-Leasing siehe auch SGT, 10.9.96.
8) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 1184 f. Expertenkommission: Presse vom 1.3.99.
9) AB NR, 2001, S. 1215 ff.; Presse vom 26.-27.9.01. Bausparmodell: BaZ, 11.6. und 30.8.01. Abgeschriebene Vorstösse: AB NR,
2001, S. 1244 f.; AB NR, 2001, VI, Beilagen, S. 412 ff.; NZZ und SGT, 27.10.01.
10) Bericht WAK-SR vom 10.1.17
11) BO CE, 2017, p.48; BO CN, 2017, p.1179; Rapport de la CER-CN du 15.05.2017

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 4


